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Liebe Freunde und Mitstreiter/innen,  

sehr geehrte Damen und Herren,  

 

  
allen, die die Arbeit von Doña Carmen e.V. nicht aus nächster Nähe begleiten konnten, 

möchten wir mit diesem Rundbrief einen Einblick in unsere Tätigkeit im Jahr 2018 geben.   

  

Nachfolgend dokumentierte Aktivitäten von Doña Carmen zeigen, dass sich unsere Prognose 

mehr und mehr bestätigt: Sexarbeiter/innen hierzulande stehen harte Zeiten bevor. Selten hat 

ein Gesetz in der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland derart schamlos die 

Grundrechte von Menschen mit Füßen getreten wie das am 1. Juli 2017 offiziell in Kraft 

getretene „Prostituiertenschutzgesetz“.  

 

Es markiert eine scharfe Zäsur im rechtlichen Umgang mit Sexarbeiter/innen. Unter der Form 

des Rechts werden Sexarbeiter/innen de facto rechtlos gestellt. Ihre gesellschaftliche Ächtung 

wird sich mit diesem Gesetz schleichend, aber sicheren Schrittes ausbreiten.  

 

Gemessen an den eigentlichen Erfordernissen – nämlich der Verrechtlichung prostitutiver 

Beziehungen jenseits einer strafrechtlichen Reglementierung von Prostitution sowie einem auf 

Gleichbehandlung basierenden gewerberechtlichen Umgang mit Prostitutionsstätten – steht 

das Prostituiertenschutzgesetz für eklatantes Staatsversagen.  

 

Dagegen hat Doña Carmen e.V. im vergangenen Jahr eine von mehr als 20 Sexarbeiter/innen, 

Bordellbetreiber/innen und Prostitutionskunden unterzeichnete Verfassungsbeschwerde auf 

den Weg gebracht. Im Juli 2018 nun hat das Karlsruher Bundesverfassungsgericht 

entschieden, sich wegen angeblich „unzureichender Begründung“ nicht mit dieser Klage zu 

befassen. „Diese Entscheidung ist unanfechtbar.“ Aus unserer Sicht eine juristische 

Fehlentscheidung und ein politischer Skandal allemal. Aber es betrifft ja nur eine Minderheit… 

 

Dona Carmen e.V. wird freilich nicht locker lassen. Wir sind gerade dabei, eine Beschwerde 

vor dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof in Straßburg gegen die Bundesrepublik 

Deutschland auf den Weg zu bringen – wegen Verstoß gegen Artikel 8 der Europäischen 

Menschenrechtskonvention. 

 

Der rechtliche Widerstand gegen das unsägliche Prostituiertenschutzgesetz ist für uns stets 

Teil eines politischen Widerstands gegen das Gesetz. Nur in diesem Kontext kann es zu Fall 

gebracht werden – eine wesentliche Voraussetzung dafür, dass Sexarbeiterinnen ohne 

Diskriminierung und Verletzung ihrer Grundrechte ungehindert ihrer beruflichen Tätigkeit 

nachgehen können 

 

Bitte unterstützen Sie (weiterhin) unser Eintreten für die Rechte von Sexarbeiter/innen und für 

die Gleichbehandlung von Prostitution mit anderen Gewerben! 

 

 

Dafür dankt 

das Team von Doña Carmen e.V.  
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Doña-Carmen-Beratungsstelle Elbestraße 41 
 

Die zentral gelegene Doña-Carmen-Beratungsstelle im Frankfurter Rotlichtviertel ist bei Problemen eine 

wichtige Adresse für viele in der Prostitution tätige Frauen. Ein großer Teil der Beratungsfälle dreht sich 

um das neue Prostituiertenschutzgesetz, insbesondere um den erforderlichen Hurenpass.  

 

Die ersten Frauen kommen, die Opfer von Erpressung mittels Hurenpass werden. In einem Fall hat 

Doña Carmen zusammen mit der betroffenen Frau die Sache zur Anzeige gebracht. 

 

Viele Frauen nehmen das Angebot 

an, die Adresse von Doña Carmen 

als Zustelladresse anzugeben, 

damit sie problemlos mit Behörden 

kommunizieren können.  

Nach wie vor lässt sich sagen, dass 

Frauen in der Prostitution sehr 

verunsichert sind durch das 

Inkrafttreten des neuen Prosti-

tuiertenschutzgesetzes. „Wie und 

wo muss ich mich anmelden?“ 

„Welche Folgen hat die Regis-

trierung als Prostituierte für mich 

persönlich?“ „Wer erfährt alles 

davon, dass ich in der Prostitution 

arbeite?“ „Was passiert mir, wenn 

ich ohne Anmeldung in der 

Prostitution arbeite?“ Diese und 

andere Fragen möchten Frauen in der Prostitution beantwortet haben. 

 

Neben diesen Sorgen im Zusammenhang der Einführung des neuen Prostituiertenschutzgesetzes gibt 

es die üblichen Probleme, die vielfach aus der Praxis des so genannten „Düsseldorfer Verfahrens“ der 

Sonderbesteuerung von Prostituierten resultieren. Ein immer wieder auftauchender Problemfall ist die 

rückwirkende Einforderung von Steuererklärungen und entsprechender Belege durch die 

Finanzbehörden. Im Zuge der von den Behörden praktizierten Sonderbesteuerung nach dem 

„Düsseldorfer Verfahren“ sind viele Frauen fälschlicherweise im Glauben, mit der Zahlung der täglichen 

Steuerpauschale sei für sie die Steuerfrage erledigt. Weitere Schwerpunkte der Beratung sind Fragen 

zur gesetzlichen und privaten Krankenversicherung sowie zu Problemen bei der Zahlung von 

Krankenkassenbeiträgen. Die Beratung von Doña Carmen ist für alle Frauen offen, auch für ihr 

unmittelbares persönliches Umfeld. 

 

Doña-Carmen-Beratungsstelle: Treffpunkt, Informationen, Öffentlichkeitsarbeit 
 

Die Beratungsstelle von Doña Carmen ist nicht nur Ort der Beratung, sondern auch des Informations- 

und Meinungsaustausches. Studentengruppen und Schulklassen fanden vielfach den Weg zu Doña 

Carmen e.V. auf der Suche nach Informationen und zwecks Beantwortung von Fragen rund um das 

Thema Prostitution & Sexarbeit. Doktoranden, Examensstudenten und Pressevertreter/innen stellen 

Anfragen an den Verein, denen wir versuchen gerecht zu werden. Neben regelmäßigen 

Vereinsfortbildungen zu aktuellen prostitutionspolitischen Fragen gibt es zudem Gesprächskreise für 

Frauen in der Prostitution und ihre Familienangehörigen. 

 

Doña Carmen e.V. in Freiburg 

 
Auf Einladung des Gender Referats der Universität Freiburg sowie 

des Arbeitskreises kritische Juristen (akj) Freiburg diskutierte Doña 

Carmen e.V. auf einer Veranstaltung an der Universität über die 

einzelnen Bestimmungen des Prostituiertenschutzgesetzes und 

dessen Folgen für Sexarbeiter/innen, aber auch über rechtliche 

Alternativen zu einer repressiven Reglementierung des Prosti-

tutionsgewerbes. 
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Prävention im Bordell – Doña-Carmen 

Mitarbeiterin steht Rede und Antwort 
 

Doña-Carmen-Mitarbeiterin Fraences Funk stand für das 

Titelthema der Zeitschrift „Prävention Aktuell“ 01/2018 Rede und 

Antwort. Es ging dabei um die Arbeitsbedingungen in Termin-

wohnungen, um Hygiene sowie körperliche und psychische 

Belastungen, die eine Berufstätigkeit in der Prostitution mit sich 

bringt. Aber auch um die Stigmatisierung und Diskriminierung als 

Folge des neuen Prostituiertenschutzgesetzes.   

 

 

 

 

 

 

 

 

Erfolg im Kampf um Gemeinnützigkeit:  

Doña Carmen e. V. zwingt Finanzbehörde in die Knie 
 
Doña Carmen e.V. hat nach zweieinhalb Jahren Kampf endlich seine Gemeinnützigkeit wiedererlangt.  

 

Das Finanzamt Frankfurt, das dem 

Verein im September 2015 mit haar-

sträubenden Argumenten die Gemein-

nützigkeit entzog, warf nun das Hand-

tuch. Im August 2017 hatte Doña 

Carmen die Frankfurter Finanzbehörde 

zunächst wegen Untätigkeit verklagt, 

weil man 22 Monate nach dem Ein-

spruch von Doña Carmen gegen die Ab-

erkennung seiner Gemeinnützigkeit 

nicht in der Lage war, eine Ent-

scheidung zu treffen. Keine drei 

Wochen nach der Untätigkeitsklage 

begründete das Finanzamt in einer 

Einspruchsentscheidung erneut, dass 

man bei dem Entzug der Gemeinnützig-

keit von Doña Carmen bleibe. 

 

Die Argumentation der Behörde war 

allerdings derart konstruiert, dass Doña 

Carmen die Frankfurter Behörde erneut 

vor dem obersten hessischen Finanz-

gericht verklagte. Doch das Finanzamt 

Frankfurt scheute offenbar die gericht-

liche Auseinandersetzung. Mit Schrei-

ben vom 14. 2. 2018 bestätigte man die 

Gemeinnützigkeit von Doña Carmen.  

Offenbar wollte man nach dem Debakel 

im Rechtsstreit mit Attac in Sachen 

Gemeinnützigkeit eine weitere gericht-

liche Niederlage vermeiden. 
      

       Frankfurter Rundschau, 28.02.2018 ► 
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Gegen gesundheitliche Zwangsberatung von Sexarbeiter/innen in der 

Zuständigkeit des ‚Sozialpsychiatrischen Dienstes‘ 
 
Nach Informationen, die Doña Carmen vorlagen, wurde die 

gesundheitliche Beratung von Sexarbeiter/innen nach § 10 

ProstSchG beim Gesundheitsamt des Kreises Marburg-

Biedenkopf in der Zuständigkeit des ‚Sozialpsychiatrischen 

Dienstes‘ durchgeführt. Dessen Angebote richteten sich 

gemeinhin an „Menschen mit psychischen Krankheiten, 

Abhängigkeitserkrankungen sowie seelischen und geistigen 

Behinderungen.  

 

Aus Sicht von Doña Carmen werden Sexarbeiter/innen damit pauschal für psychisch auffällig, behindert 

oder suchtkrank bzw. in diesem Sinne für bedroht erklärt. In einem Schreiben an die zuständige 

Landrätin Kirsten Fründt (SPD) forderte Doña Carmen, öffentlich klarzustellen, dass die im Gesund-

heitsamt des Kreises Marburg-Biedenkopf vorliegende Zuständigkeit des ‚Sozialpsychiatrischen 

Dienstes‘ für die Gesundheitsberatung nach § 10 ProstSchG umgehend aufgehoben werde. In einem 

Antwortschreiben bestritt Frau Fründt die von Doña Carmen e.V. monierte Zuständigkeit. Es gäbe daher 

keinen Handlungsbedarf. 

 

8. März 2018: Doña Carmen auf internationalem Frauenkampftag in Marburg 
 

Rund 200 Menschen nah-

men aus Anlass des Inter-

nationalen Frauentags an 

einem lautstarken Zug durch 

die Marburger Innenstadt 

teil. Auf Einladung des Auto-

nomen Frauen-Lesben-Re-

ferats sprach Doña Carmen 

e.V. auf einer Zwischen-

kundgebung der Demo und 

bezog Stellung gegen das 

Prostituiertenschutzgesetz 

als Form von struktureller 

Gewalt gegen Frauen.  

 

Doña Carmen wies darauf hin, dass das Prostituiertenschutzgesetz Sexarbeiter/innen erstmalig seit 

dem Nationalsozialismus wieder nötige, sich zwangsregistrieren zu lassen. Dabei kassiere die Stadt 

Marburg zwischen 60 € und 80 € bei den Frauen ab. Durchgeführt wird die Zwangsregistrierung in der 

Frauenbergstraße 35, beim „Fachdienst 32 - Gefahrenabwehr und Gewerbe“, obwohl Prostitutions-

ausübung laut Gesetz ausdrücklich nicht als „Gewerbe“ anerkannt ist. Frauen in der Prostitution gelten 

also als Gefahr, die es abzuwehren gelte. In Marburg müssen sich Sexarbeiter/innen mithin in einer 

Abteilung registrieren lassen, die ansonsten für „Schädlingsbefall“ zuständig ist. Doña Carmen 

bezeichnete das als eine widerwärtige Form der Diskriminierung von Frauen in der Prostitution. 

 

Frankfurt/Main: Doña Carmen auf Kundgebung gegen Polizeigewalt 
 
Im Rahmen der Aktionstage gegen Repression und autoritäre Formierung sprach eine Vertreterin von 

Doña Carmen e.V. am 15. März 2018 auf dem in Frankfurt durchgeführten „Aktionstag gegen 

Polizeigewalt“. Doña Carmen verurteilte in dem Redebeitrag die exzessive Razzienpolitik gegenüber 

dem Prostitutionsgewerbe und verwies darauf, dass das Prostituiertenschutzgesetz von A bis Z die 

Handschrift der Polizei trage. Es sei daher nicht verwunderlich, dass in diesem Kontext elementare 

Grundrechte von Sexarbeiter/innen verletzt worden seien: das Grundrecht auf Berufsfreiheit, das 

Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung, das Grundrecht auf sexuelle Selbstbestimmung 

sowie der Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung. 
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Kritische Stellungnahme zu Fachberatungsstellen   
 
Das Bündnis der Fachberatungsstellen für Sexarbeiterinnen und Sexarbeiter e.V. (bufas), ein 

Dachverband von bundesweit 24 Projekten und Beratungsstellen für Prostituierte, versinke immer tiefer 

im Sumpf der Akzeptanz des so genannten „Prostituiertenschutzgesetzes“. So lautete die Kritik von 

Doña Carmen e.V., die den Fachberatungsstellen eine immer bereitwilligere Unterwerfung unter den 

Regierungskurs der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes vorwarf. So würden sich 

beispielsweise die Beratungsstelle ‚Tamar‘ in Soest oder ein Vorstandsmitglied von Madonna e.V., 

beides bufas-Mitgliedorganisationen, aktiv an der Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes 

beteiligen. Mit der medizinischen Zwangsberatung, der Zwangsregistrierung der Frauen sowie des 

damit verbundenen Zwangsoutings, mit der erzwungenen Stigmatisierung durch Mitführpflicht von 

Hurenpass, Gesundheitspass sowie durch umfassende Betretungsrechte für Polizei und Ordnungs-

behörden in Bordellen und Wohnungen sei das „Prostituiertenschutzgesetz“ ein Fall von struktureller 

Gewalt gegen Frauen, keineswegs aber ein Schutz für Frauen in der Prostitution. Doña Carmen e.V. 

fordere stattdessen die Aussetzung der Umsetzung des unsäglichen Prostituiertenschutzgesetzes. 

 

Stellungnahme gegen Bonner Praxis der Diskriminierung von 

Sexarbeiter/innen 
 

Nach Auffassung der Stadt Bonn und des Regierungspräsidiums Köln könne Sexarbeiter/innen 

anwaltlicher Rechtsbeistand bei der Anmeldung ihrer Tätigkeit verweigert werden. Nur wenn Rechts-

anwälte den Behördenvertretern bereits im Vorfeld bekannt seien und ihnen obendrein noch als 

„vertrauenswürdig“ erscheinen, könnten die zuständigen Behörden ggf. Ausnahmen zulassen und der 

Begleitung durch einen Anwalt zustimmen. Dieser Vorfall illustriert, dass das Prostituiertenschutzgesetz 

ganz offensichtlich ein Freibrief für Rechtsbruch und Behördenwillkür ist. Hier will die Behörde 

bestimmen, welchen Rechtsanwalt eine Sexarbeiterin zum obligatorischen „Informations- und 

Beratungsgespräch“ mitbringen darf. Der betroffene Rechtsanwalt äußerte, dass Prostituierte damit 

schlechter gestellt würden als etwa Schwerverbrecher, denen ein Recht auf anwaltlichen Beistand bei 

Vernehmungen gewährt werden müsse. Doña Carmen e.V. machte diesen Fall im April 2018 bekannt 

und forderte aus diesem Anlass den Respekt des uneingeschränkten Rechts von Sexarbeiter/innen, 

sich von einem Rechtsbeistand ihrer Wahl zu den nach Prostituiertenschutzgesetz obligatorischen 

Beratungsgesprächen begleiten zu lassen. 

 

Doña Carmen in Wien 

 
Im April 2018 nahm Doña Carmen e.V. an einer 

Podiumsdiskussion an der Universität in Wien 

teil und trug dort in 11 Thesen die Position des 

Vereins zur Prostitution vor.  

 

Doña Carmen betonte:  

 

„Insbesondere die Reglementierung von Pros-

titution über das Strafrecht ist komplett abzu-

schaffen. Denn sie befreit das Prostitutions-

gewerbe nicht von Kriminalität, sondern krimi-

nalisiert die Betroffenen. Die nach wie vor 

bestehende strafrechtliche Reglementierung ist 

der harte Kern der Diskriminierung von Sex-

arbeit. Da muss man ran.“ 

 

 

 

 

Doña-Carmen-Protest gegen Razzien-Politik im Prostitutionsgewerbe 

 
Mit 1.500 Bundespolizisten ging man im April 2018 gegen 17 seit langem namentlich bekannte 

Verdächtige vor, denen man Menschenhandel mit thailändischen Sexarbeiter/innen vorwarf. Bei der 

Durchsuchung von 63 Wohnungen und Bordellen kam unter anderem die GSG 9 zum Einsatz, „weil bei 



7  
  

diesem szenetypischen Milieu immer auch mit Waffen und Gegenwehr gerechnet werden muss.“ (so 

Polizeisprecher Jens Flören, laut BILD, 18.04.2018). Nach Ansicht von Doña Carmen e.V. sind Einsätze 

einer derart hochgerüsteten Polizei-Armada nicht nur völlig unverhältnismäßig, sondern verfolgen 

gänzlich andere Ziele als Kriminalitätsbekämpfung. Mit dieser ersten Seehofer-Razzia ein halbes Jahr 

vor der von der CSU so gefürchteten Bayernwahl 2018 war man sichtlich bemüht, entschlossenes 

polizeistaatliches Handeln gegen thailändische Prostitutionsmigranten/innen möglichst öffentlichkeits-

wirksam in Szene zu setzen.  

 

Doña Carmen mit Infostand auf 1.-Mai-Kundgebung in Frankfurt 
 

Auch 2018 beteiligte sich Doña Carmen mit einem 

Infostand an der Frankfurter Kundgebung zum 1. 

Mai. Auf einem dort verteilten Flugblatt wies Doña 

Carmen e.V. darauf u.a. hin, dass das Zusammen-

spiel von Prostituiertenschutzgesetz, Baurecht 

und Sperrgebiets-Regelungen einen Prozess der 

Schließung von Bordellen und Etablissements in 

der Wohnungsprostitution in Gang setze. Das 

beträfe nicht nur Bordelle, die die Auflagen im 

Zuge der Konzessionierung nicht erfüllen, sondern 

auch unzählige nunmehr als „Prostitutionsstätten“ 

klassifizierte Privatwohnungen, deren „örtliche 

Lage“ den Sperrgebieten und baurechtlichen 

Zonen widersprechen.  

 

Es vollziehe sich hierbei eine Arbeitsplatz- und 

Existenzvernichtung in großem Stile, die man nicht 

hinnehmen dürfe. Die mittlerweile flächendeckend 

erfolgende Illegalisierung deutscher und migran-

tischer Sexarbeiter/innen im Zuge der Umsetzung 

des Prostituiertenschutzgesetzes sei keine 

unbeabsichtigte Nebenwirkung des Gesetzes, 

sondern ein kalkuliert und billigend in Kauf 

genommener Kollateralschaden. Er verdeutliche 

das strategische Ziel des Gesetzes, nämlich die 

massive Verringerung des Angebots an sexuellen 

Dienstleistungen – mit welchen Mitteln auch 

immer. 

 

Deutsch-Anfängerkurs bei Doña Carmen e.V. 
 
In der Zeit von Mai bis Juli 2018 hat Doña Carmen e.V. einen Anfänger-Kurs „Deutsch als 

Fremdsprache“ (Niveau A1/A2) für interessierte Frauen in der Sexarbeit angeboten und durchgeführt. 

In der Ankündigung dazu hieß es: „Aprenderemos con lentitud, en consonancia con los conocimientos 

previos de los participantes en el grupo. Importante será intentar hablar sin miedo en grupos pequenos. 

El idioma sera aprendido por medio de ejercicios activos. Pequeñas tareas para casa complementarian 

el aprendizaje. Para participar en el curso de alemán será necesario adquirir un libro de texto con 

ejercicios.“ 

 

Doña Carmen in Essen 

 
Auf Einladung von Studenten/innen der Universität Essen nahm 

Doña Carmen e.V. am 17. Mai 2018 an einer Podiumsdiskussion 

zum Prostituiertenschutzgesetz teil. Am Beispiel der im Gesetz 

vorgesehenen Beratungsgespräche hat Doña Carmen aufgezeigt, 

um welche Art von „Schutz“ es bei diesem Gesetz geht. 

Sexarbeiterinnen werden im Prostituiertenschutzgesetz als von 

Grund auf defizitäre Personen, also als hilfs- und schutzbedürftig 

dargestellt.  
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Diese stigmatisierende Ausgangsposition verdeutlicht, dass „Schutz von Prostituierten“ und das 

„Prostituiertenschutzgesetz“ sich zueinander verhalten wie Feuer und Wasser. 

 

Doña Carmen e.V. organisiert „Frankfurter Meeting Prostitution“ 
 

Am 1. Juni 2018 berief Doña Carmen e.V. das „Frankfurter Meeting Prostitution“ ein, um im Vorfeld des 

‚Internationalen Hurentags‘ über aktuelle Fragen der bundesdeutschen Prostitutionspolitik zu beraten. 

Rund 40 Sexarbeiter und Betreiber/innen von Prostitutionsgewerben kamen bundesweit zusammen und 

votierten dafür, am Tag X der Verkündung des Urteils des Bundesverfassungsgerichts zum so 

genannten „Prostituiertenschutzgesetz“ gemeinsam in Karlsruhe Flagge zu zeigen für die Rechte von 

Sexarbeiter/innen und für rechtliche Gleichbehandlung der im Prostitutionsgewerbe tätigen Menschen 

mit anderen Gewerben. Doña Carmen e.V. wurde gebeten, in diesem Sinne zum gegebenen Zeitpunkt 

aktiv zu werden und nach Karlsruhe zu mobilisieren. 

 

Auf der Veranstaltung befasste sich Prof. Dr. Thomas Zacher (Köln) ausgehend von den Erfahrungen 

vieler Mandanten mit dem Umgang von Betroffenen und Behörden mit dem Thema der Anrechnung von 

Umsatzsteuer. Fragen, die immer wieder eine Rolle spielen, wie etwa die Bewerbung in Medien und im 

Internet, die Gestaltung von Preislisten für sexuelle Dienstleistungen, der Umgang mit Wahrnehmungen 

der Kunden im Hinblick auf das Gesamtangebot von Prostitutionsetablissements, die Abwicklung des 

Zahlungsverkehrs etc. waren nur einige der praktischen Fragen, die auf dem Meeting Gegenstand einer 

lebhaften Debatte waren. 

 

„Internationaler Hurentag“:  

Kritik an Vertuschung der Illegalisierung von Sexarbeit  
 

In mindestens sechs Bundesländern (Schleswig-Holstein, Hamburg, Berlin, Mecklenburg-Vorpommern, 

Nordrhein-Westfalen und Saarland) läge nach Auswertung zugänglicher Informationen und Berech-

nungen von Doña Carmen die Illegalisierungs-Quote, d.h. die Zahl derjenigen Sexarbeiter/innen, die 

trotz Registrierungszwang ohne Hurenpass in der Prostitution arbeiten, aktuell zwischen 60 % und 80 

%. So heißt es in einer Stellungnahme, die Doña Carmen e.V. am 2. Juni 2018 aus Anlass des 

Internationalen Hurentags veröffentlichte. Die hohen Illegalisierungs-Quoten verdeutlichen eine insge-

samt geringe Akzeptanz des Prostituiertenschutzgesetzes unter den betroffenen Sexarbeiter/innen und 

signalisieren eine Abstimmung mit den Füßen gegen das Gesetz. Die zuständigen bzw. verant-

wortlichen Behörden würden diesen offensichtlichen Trend vertuschen. 

 

Doña-Carmen-Stellungnahme zu „1 Jahr Prostituiertenschutzgesetz“ 
 

Im Juni 2018 veröffentlichte Dona Carmen e.V. eine 36-seitige Analyse zu „Ein Jahr Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes“ (vgl. https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/1-JAHR-

UMSETZUNG-ProstSchG.pdf). Die Ausarbeitung kam zu dem Ergebnis, dass die Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes ein allgemeines Klima der Rechtsunsicherheit erzeuge und die 

bestehende Diskriminierung von Sexarbeit verschärfe. Sie führe darüber hinaus zu einer Verringerung 

des Angebots sexueller Dienstleistungen sowie zu einer Illegalisierung von Sexarbeit. Hinzu käme eine 

Welle der Schließungen im Prostitutionsgewerbe mit nachteiligen Folgen für Sexarbeiter/innen. Die 

Ausführungen unterstreichen die Position, dass es kein Sinn macht, die Umsetzung dieses Gesetzes 

wohlwollend zu begleiten oder positiv zu gestalten. Das Gesetz müsse vielmehr durch eine vernünftige 

und sinnvolle Regulierung des Prostitutionsgewerbes ersetzt werden. 

 

Doña Carmen übt scharfe Kritik an Gießener Stadtverwaltung 
 

Die Gießener Stadtverwaltung hat die seit Juli 2017 

obligatorischen „Informations- und Beratungs-

gespräche“ für Sexarbeiter/innen seit Anfang 2018 

an die Organisation FiM als externen Dienstleister 

outgesourct. Dagegen hat Doña Carmen Protest 

eingelegt. In einem „Offenen Brief“ an die Gießener 

Oberbürgerleisterin Frau Grabe-Bolz (SPD) prangert 

Doña Carmen e.V. im Juni 2018 diese bundesweit 

einmalige Praxis an. Sie stehe im Widerspruch zu 

den rechtlichen Vorgaben des Prostituiertenschutz-

https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/1-JAHR-UMSETZUNG-ProstSchG.pdf
https://www.donacarmen.de/wp-content/uploads/1-JAHR-UMSETZUNG-ProstSchG.pdf
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gesetzes, wonach das obligatorische „Informations- und Beratungsgespräch“ eine hoheitliche Aufgabe 

ist, die von staatlichen Behörden, nicht aber von privaten Dritten durchgeführt werden soll.  

 

Zudem handelt es sich bei FiM um eine Organisation christlicher Prostitutionsgegner, wie aus deren 

Satzung unmissverständlich hervorgeht. Das Prostituiertenschutzgesetz fordert aber laut Gesetzes-

begründung eine „neutrale“ Beratung. Diese sieht Doña Carmen im konkreten Kontext nicht 

gewährleistet. Vor diesem Hintergrund forderte Doña Carmen e.V. die Gießener Oberbürgermeisterin 

auf, die inkriminierte Praxis umgehend einzustellen. Andernfalls werde man geeignete rechtliche 

Schritte einleiten, um dieses Ziel zu erreichen.  

 

In ihrem Antwortschreiben an Doña Carmen e. V. vom 21. Juni 2018 gab sich die Gießener 

Oberbürgermeisterin jedoch uneinsichtig: „Aufgrund der durchweg positiven Erfahrungen mit FIM ist 

auch zukünftig geplant, nichts an der Durchführungs-Praxis der Informations- und Beratungsgespräche 

zu ändern.“ Doña Carmen e.V. wird daher die Angelegenheit nicht aus dem Auge verlieren. 

 

 

 
 

RA Meinhard Starostik bei der Kundgebung in Karlsruhe anlässlich der Übergabe der Verfassungs-

beschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz im Juni 2017 

 

 

Doña Carmen trauert um Meinhard Starostik 
 

Am 12. Juni 2018 ist Meinhard Starostik, Rechtsanwalt und Richter am Verfassungsgerichtshof des 

Landes Berlin, nach schwerer Krankheit gestorben. Mit Meinhard Starostik geht ein entschiedener  
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Demokrat, ein streitbarer Kämpfer für die Sache der 

Entrechteten und verlässlicher Freund von uns.  

 

Als Referent auf den Frankfurter Prostitutionstagen und als 

Verfasser der in Karlsruhe anhängigen Verfassungs-

beschwerde gegen das so genannte Prostituiertenschutz-

gesetz hatte Meinhard Starostik sich mit Leidenschaft einer 

Sache angenommen, die andere eher mit spitzen Fingern 

angefasst hätten.  

 

Die Rechte von Sexarbeiter/innen und im Prostitutions-

gewerbe tätigen Menschen galten ihm nicht weniger als die 

Rechte anderer Menschen. In vielen Treffen mit Meinhard 

Starostik haben wir ihn als jemanden erlebt, der sich nicht 

über andere Menschen stellte, sondern ihnen stets mit 

Respekt und auf Augenhöhe begegnete. Jede Form von 

Eitelkeit oder Dünkel waren ihm fremd.  

 

Meinhard Starostik hat seine profunden Rechtskenntnisse 

und vielfältigen Erfahrungen in den Dienst derer gestellt, 

die sie am dringendsten benötigten. Dafür sind wir ihm sehr 

dankbar. Sein Tod war ein schwerer Verlust für uns. Wir 

werden ihn nicht vergessen. 

 

 

 

Bundesverfassungsgericht verweigert Prüfung der von Doña Carmen initiierten 

Verfassungsbeschwerde zum Prostituiertenschutzgesetz 
 

Am 26. Juli 2018 entschied die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts 

(Vizepräsident Kirchhof, Richterin Ott, Richter Christ) zur Verfassungsbeschwerde gegen das 

Prostituiertenschutzgesetz, diese werde „nicht zur Entscheidung 

angenommen“. Diese Entscheidung sei unanfechtbar. Die drei Richter-

/innen rechtfertigten ihre Verweigerung der inhaltlichen Befassung mit der 

62-seitigen Klageschrift vor allem damit, dass sie „nicht in einer den 

gesetzlichen Anforderungen… genügenden Weise begründet“ worden sei.  

 

Doña Carmen e.V. bezeichnete diese Entscheidungs-Verweigerung der 

Richter/innen als „Ausdruck einer tiefsitzenden Missachtung und des 

mangelnden Respekts gegenüber der Tätigkeit von Sexarbeiter/innen“. 

Man werde sich dadurch nicht entmutigen lassen und auch weiterhin 

sowohl rechtlich wie politisch Widerstand gegen das Prostituiertenschutz-

gesetz leisten. 

 

 

 

Doña Carmen e.V. widerspricht angeblich „positiver Jahresbilanz“ zur 

Umsetzung des Prostituiertenschutzgesetzes in Frankfurt 

 
In einem „Offenen Brief an die Frankfurter Stadtverordneten“ (https://www.donacarmen.de/offener-brief-

an-die-frankfurter-stadtverordneten-2/) bezog Doña Carmen e.V. im August 2018 dezidiert Stellung zu 

den Ausführungen der Dezernenten Majer (Gesundheit) und Frank (Ordnung), mit denen sie versucht 

hätten, der Öffentlichkeit eine angeblich „positive Jahresbilanz“ hinsichtlich der Umsetzung des 

Prostituiertenschutzgesetzes vorzugaukeln. Weder könne davon die Rede sein, dass sich bereits mehr 

als zwei Drittel der Frankfurter Sexarbeiter/innen bei hiesigen Behörden angemeldet hätten, noch könne 

von einer Akzeptanz des Hurenpasses unter Sexarbeiter/innen die Rede sein. Beides werde von den 

Betroffenen vielmehr abgelehnt. Doña Carmen e.V. bezeichnete die Ausführungen der Dezernenten als 

„Desinformation der Öffentlichkeit“. 

 

 

https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-die-frankfurter-stadtverordneten-2/
https://www.donacarmen.de/offener-brief-an-die-frankfurter-stadtverordneten-2/
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Doña Carmen e.V. nimmt an „Frankfurter Bahnhofsviertelnacht“ teil 
 

„Was Sie schon immer über Sex wissen wollten. So 

heißt die Veranstaltung, die der Prostituierten-Verein 

Doña Carmen in dieser Nacht anbietet. Aber nur Frauen 

dürfen zum Gespräch mit den Sexarbeiterinnen am 

Donnerstag rein. Keine Sorge, es gibt auch genug für 

Männer zu lernen bei der elften Ausgabe der Frankfurter 

Bahnhofsviertelnacht am Donnerstagabend.“  

 

So schrieb die „Frankfurter Rundschau“ am 16. August 

2018. Doch neben Diskussionen über Sex und die 

aktuelle Prostitutionspolitik, neben den Besuchen von 

Table-Dance-Etablissements fanden auch an diesem 

Abend – wenngleich außerhalb des offiziellen Pro-

gramms – erneut die von vielen Frauen nachgefragten 

Bordellführungen des Vereins statt. 

 

Im vergangenen Jahr hat die Stadt Frankfurt ihre Macht 

spielen lassen und das Anbieten von Bordellführungen 

für Frauen unter dem Vorwand verbieten lassen, es 

handele sich dabei um „Werbung für Bordelle“, was man 

als Stadt natürlich nicht dulden könne.  

 

Nebenstehendes Bild zeigt gleichwohl, dass sich 

Frauen im Rhein-Main-Gebiet von derart paterna-

listischen Sichtweisen nicht beeindrucken lassen. 

Lange vor Beginn der eigentlichen Bahnhofsviertelnacht 

bildete sich – wie in den Jahren zuvor auch – eine Schlange der vor der Doña-Carmen Beratungsstelle 

in der Elbestraße wartenden Frauen, die sich für die Teilnahme an einer der von Doña Carmen 

angebotenen Bordellführungen interessierten. 

 

 
 

Bundesverfassungsgericht wischt „Gegenvorstellung“ vom Tisch 
 

Gegen die Weigerung, die Verfassungsbeschwerde gegen das Prostituiertenschutzgesetz anzu-

nehmen, hat Rechtsanwalt Percy MacLean im August 2018 in Absprache mit Doña Carmen e.V. den 

informellen Rechtsbehelf einer „Gegenvorstellung“ eingelegt. Dies ist dann möglich, wenn vom Bundes-

verfassungsgericht unter Außerachtlassung von entscheidungserheblichem, dem Gericht vorliegenden 

Prozessstoff unter Verletzung von Art. 103 Abs. 1 GG entschieden wurde. Ausführlich legte RA Per4cy 

MacLean in der „Gegenvorstellung“ dar, dass die vom Verfassungsgericht vorgetragenen Gründe 

hinsichtlich einer Nicht-Entscheidung über die Verfassungsbeschwerde zum Prostituiertenschutzgesetz 

in hohem Maße zweifelhaft sind. 

 

Am 24. 09.2018 ließ daraufhin der 1. Senat des Bundesverfassungsgerichts über eine Justizinspektorin 

lapidar mitteilen, dass man aufgrund der neuerlichen Ausführungen „keinen Anlass“ sieht, erneut 

richterlich tätig zu werden. Mit dieser Reaktion zeigen die Richter/innen der 1. Kammer des 1. Senats 

des Bundesverfassungsgerichts erneut, dass sie nicht willens sind, gegenüber dem unsäglichen 

Prostituiertenschutzgesetz „einen deutlichen Gegenakzent in Richtung Menschenwürde und Grund-

rechte zu setzen.“ (Percy MacLean) 
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Fortschreibung der bundesweiten Razzien-Statistik  
  

Seit nunmehr 18 Jahren beobachtet Doña Carmen kritisch die ständigen schikanösen Polizei-Razzien 

gegen Rotlicht-Etablissements und dokumentiert das Handeln der Behörden. Der „Razzien-Spiegel“ 

findet sich auf der Website von Dona Carmen unter https://www.donacarmen.de/razzien-spiegel/. 

 

Doña Carmen e.V. organisiert Bordellführungen für Frauen 

 
Wer schon immer wissen wollte, wie es hinter den Türen eines Laufhauses aussieht, wie die 

Bordellprostitution im Bahnhofsviertel funktioniert und welche Position die Frauen selbst beziehen, kann 

seine Chance nutzen und den Rotlichtbezirk am Frankfurter Hauptbahnhof durch eine interessante und 

informative Führung mit Doña Carmen e.V. kennenlernen.  

 

 
 

Wie auch in den Jahren zuvor bietet sich in den Räumlichkeiten von Doña Carmen e.V. die Möglichkeit 

zu einem ersten Austausch. Bei einem Getränk in der Bar „My Way“ kann man anschließend das 

Gespräch vertiefen, seine Erwartungen teilen und einander kennenlernen. Während des Besuches des 

Laufhauses erhält man einen Einblick in die Alltagsrealität im Prostitutionsgewerbe und hat Gelegenheit 

sich über die Arbeit der Frauen aus erster Hand zu informieren. Die Bordellführungen von Doña Carmen 

schließen Expertinnengespräche mit Sexarbeiterinnen ein. 

 

Auch 2018 wurden wieder etliche Bordellführungen von Doña Carmen organisiert. Dabei laufen die 

Führungen nicht immer ganz nach Plan. So berichtete die „Frankfurter Neue Presse“ vom 19.10.2018 

über „Frauen, die mit der Prostituierten-Organisation Doña Carmen ein Laufhaus besichtigen wollten. 

„Eigentlich wollten wir nach einem Drink gerade in einen Puff gehen, aber wir sind gar nicht bis auf die 

Straße gekommen. Überall war plötzlich Polizei, ganz viele Leute sind durchsucht worden“, sagte eine 

Mittdreißigerin, die namentlich nicht genannt werden möchte. „Es war doch alles ganz ruhig. Ich 

verstehe noch gar nicht, was da los war.“ Ihrer Beobachtung nach wurden hauptsächlich Ausländer 

aufgefordert, ihre Hände an die Wand zu legen.“ (FNP) 
 

Der Grund: „Bis tief in die Nacht waren am Mittwoch etwa 100 Polizisten im Einsatz, um im Personen 

zu überprüfen, die sie verdächtig fanden. Die Zivilfahnder sowie Einheiten der Bereitschaftspolizei und 

der Bundespolizei wurden wie schon bei der jüngsten Razzia vor vier Wochen durch Mitarbeiter der 

Steuerfahndung des Finanzamtes und Mitarbeiter des Ordnungsamtes Frankfurt verstärkt“, schrieb die 

FNP. „Die Polizei mischt das Rotlichtviertel bewusst auf“, so das Fazit der Zeitung. 

https://www.donacarmen.de/razzien-spiegel/
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Doña Carmen in Aachen 
 
Auf Einladung der Akademie für Öffentliches Gesund-

heitswesen erläuterte eine Mitarbeiterin von Dona Carmen 

e.V. die Sichtweise des Vereins auf die gesundheitliche 

Zwangsberatung nach dem Prostituiertenschutzgesetz. Im 

Unterschied zu Regierung und Behörden, die in diesem 

Zusammenhang von einer „Verbesserung“ des Gesund-

heitsschutzes sprechen, halten die Organisationen der 

Sexarbeiter/innen die gesundheitliche Zwangsberatung weder 

für notwendig, noch für angemessen oder geeignet. Es gäbe 

gute Gründe für eine grundsätzliche Ablehnung der gesundheitlichen Zwangsberatung und für sinnvolle 

Alternativen, für die man gemeinsam eintreten sollte.  

 

Doña Carmen bereitet Klage vor Europäischem Menschenrechtsgericht vor 

 
Auf einem bundesweiten Vorbereitungstreffen in den Räumlichkeiten von Doña Carmen e.V. wurde im 

Dezember 2018 erörtert, wie man vor dem Europäischen Menschenrechtsgerichtshof eine Beschwerde 

gegen das Prostituierten-schutzgesetz auf den Weg bringen kann. Welche Artikel der Europäischen 

Menschenrechtskonvention stehen im Zentrum der Beschwerde? Wer ist klageberecht? Was sind die 

Zulassungsvoraussetzungen? Wie läuft das 

Einbringen einer Beschwerde vor dem Euro-

päischen Gerichtshof für Menschenrechte 

praktisch ab? Wie lassen sich die Kosten 

schultern?  

 

Mit Percy MacLean (Berlin) hat Doña Carmen 

e.V. einen kompetenten Rechtsanwalt gewin-

nen können, der sich bereit erklärt hat, mit uns 

gemeinsam eine Klage gegen das Prostituier-

tenschutzgesetz vor dem Europäischen Ge-

richtshof für Menschenrechte zu begleiten. RA 

Percy MacLean war 18 Jahre lang Vorsitzen-

der Richter am Verwaltungsgericht Berlin und 

zeitweilig Direktor des Deutschen Instituts für 

Menschenrechte. 

 

 
Percy MacLain 2015 auf Frankfurter Demo gegen 

das Prostituiertenschutzgesetz 

 

 

 

Ausgewählter Presse-Rückblick 2018:  

 
Berliner Sexarbeiterinnen fürchten das neue Prostituiertenschutzgesetz“: „Sexarbeiter müssen 

sich zudem einen Haupttätigkeitsort in den Ausweis eintragen lassen. Das können Kommunen sein 

oder ganze Bundesländer. Diese Verpflichtung gibt es in keinem andern Beruf. Doña Carmen, ein 

Frankfurter Rechtsverein für Prostituierte, ruft die Sexarbeiter daher dazu auf, sich in allen 11.000 

Kommunen Deutschlands zu melden und damit die Bürokratie komplett zu überfordern.“  

(Der Tagesspiegel, 01.01.2018) 

 
„Paragrafen und Papierkram: Über die neue Existenzangst von Bordellen“: „Der Frankfurter 

Verein Doña Carmen hat gemeinsam mit 24 Unterstützern aus der Branche eine 

Verfassungsbeschwerde formuliert. "Das Prostituiertenschutzgesetz schützt die Frauen in der 

Prostitution so wenig wie die Sonnencreme die Sonne", schreibt der Verein.“  

(www.stern.de, 13.01.2018) 

 

http://www.stern.de/
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„Dona Carmen siegt“: „Der Verein kündigte an, sich weiter für die Anerkennung der Prostitution als 

Beruf einsetzen zu wollen und zieht ein „positives Fazit“: Die Frankfurter Finanzbehörde sei „auf 

ganzer Linie“ mit ihrem „obskuren Ansinnen“ gescheitert, für gemeinnützige Organisationen das 

Recht auf politische Aktivitäten einzuschränken. Im Gespräch mit der FR wiederholte Henning ihre 

Kritik, die Entscheidung aus dem Jahr 2015 sei „willkürlich“ gewesen – ein Vorwurf, der damals von 

der Pressestelle der Oberfinanzdirektion vehement bestritten wurde. Warum es jetzt zu der 

Kehrtwende kam – darüber bewahrte gestern die Pressestelle der Oberfinanzdirektion mit Hinweis 

auf das Steuergeheimnis Stillschweigen.“ (Frankfurter Rundschau, 28.02.2018) 

 

„Finanzamt gibt klein bei“: „„Über den Erfolg von Dona Carmen freuten sich unterdessen auch 

Ulrich J. Wilken, Mitglied der Partei Die Linke und Vizepräsident des Hessischen Landtags, sowie 

weitere Abgeordnete. ‘Schon wieder sollte eine regierungskritische NGO über disen Weg 

ausgebremst werden. Gut, dass diese politische Einflussnahme gestoppt ist. Das ist auch für alle 

anderen gemeinnützigen Organisationen ein gutes Signal‘, sagte Wilken am Dienstag im Gespräch 

mit junge Welt“. (junge Welt, 28.02.2018) 

 

„Dona Carmen wieder gemeinnützig - Politik und Gemeinnützigkeit“: „Analog zum Fall ATTAC 

hatte vor 30 Monaten das Finanzamt Frankfurt/Main dem »Verein für soziale und politische Rechte 

von Prostituierten Dona Carmen« die Gemeinnützigkeit entzogen, unter anderem, weil seine Aktivität 

politisch und das mit der Gemeinnützigkeit nicht vereinbar sei. Ohne Anhörung sollte der Verein 

zudem sein Vermögen an einen anderen gemeinnützigen Verein abführen. Richtigstellungen seitens 

des Vereins wurden mit neuen Vorwürfen seitens des Finanzamts beantwortet. Erst eine Klage-

begründung eines Fachanwalts hat das Finanzamt zum Einlenken gebracht, das nach 30 Monaten 

die Gemeinnützigkeit des Vereins wieder herstellte. Bei der Allianz Rechtssicherheit für politische 

Willensbildung heißt es dazu: »Der Bundestag könnte solche Verfahren vermeiden, indem er die 

Liste gemeinnütziger Zwecke angemessen erweitert und das Verfahren klarer regelt. Bereits bei der 

ersten Anerkennung der Gemeinnützigkeit verzweifeln viele Initiativen an den Kompliziertheiten des 

Verfahrens.“ (Bundesnetzwerk Bürgerrechtliches Engagement, Newsletter, 8.3.2018) 

 

„Alles unter Kontrolle“: „Natürlich hagelte es am Gesetz bundesweit Kritik. Beispielsweise werde 

Gewalt gegen Prostituierte nicht mehr angezeigt und komme somit nicht ans Tageslicht, wenn keine 

Anmeldung erfolgt, heißt es. „Das Prostituiertenschutzgesetz schützt die Frauen in der Prostitution so 

wenig wie die Sonnencreme die Sonne. Das Prostituiertenschutzgesetz ist eine umfassende 

Kontrolle sämtlicher Frauen. Das Ziel dieses Gesetzes ist die Reduzierung der Angebotsseite an 

Prostitution. Das machen sie mit Mitteln, wo sie die Frauen sozusagen unter einer extremen 

Kontrolle, Überwachung unterwerfen“, wird Juanita Henning, Vorsitzende des Frankfurter 

Sexworkervereins Dona Carmen im Deutschlandfunk zitiert.“ (www.extra-tipp Viersen, 06.04.2018) 

 

„Prostituierte warten mehrere Wochen auf Gesundheitsberatung“: „Das Prostituiertenschutz-

gesetz, das seit 1. Juli vergangenen Jahres gilt, soll stärker vor Ausbeutung und Zwang schützen und 

sieht unter anderem eine Kondompflicht für Freier vor. Von Interessenverbänden wird es jedoch 

scharf kritisiert. Es verletze unter anderem die Grundrechte der Prostituierten, etwa das Recht auf 

informationelle Selbstbestimmung, heißt es in einer Stellungnahme der Organisation Dona Carmen, 

die sich für Betroffene einsetzt.“ (www.sueddeutsche.de, 19.05.2018) 

 

“‘Dona Carmen‘ wirft Stadt Gießen Verstoß gegen Prostituiertenschutzgesetz vor“: „‘Doña 

Carmen‘ fordert nun unter Androhung von rechtlichen Schritten, diese Praxis umgehend einzustellen. 

"Es ist schon schlimm genug, dass erstmals seit dem Frick-Heydrich Erlass unter den National-

sozialisten im Jahre 1939 Sexarbeiter/innen wieder staatlich registriert werden", schreibt "Doña 

Carmen"-Sprecherin Juanita Henning an die OB. "Aber es haut dem Fass den Boden aus, wenn 

christlich motivierte Prostitutionsgegner offiziell in diese Registrierungs-Praxis eingebunden und mit 

hoheitsstaatlichen Aufgaben betraut werden, wie Sie es in Gießen - bundesweit einmalig - glauben 

tun zu dürfen." Henning bezieht sich unter anderem auf Paragraph 3 ProstSchG, der die "Behörde, in 

deren Zuständigkeitsbereich die Tätigkeit vorwiegend ausgeübt werden soll" als Anlaufstelle bei der 

Anmeldung nennt.“ (Gießener Anzeiger, Juni 2018) 

 

„Doña Carmen nennt es ein offenes Geheimnis, dass es bei der Bekämpfung des Menschenhandels 

nicht um Opferschutz, sondern um den Schutz des Staates vor Migration geht. ‚Das ‚Konstrukt 

Menschenhandel‘ verleiht dabei der Bekämpfung von Migration den Schein und die höhere Weihe 

eines Kampfes um die Einhaltung von Menschenrechten, obwohl es in Wirklichkeit um die Schaffung 

http://www.extra-tipp/
http://www.sueddeutsche.de/
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gesellschaftlicher Akzeptanz für einen repressiven Umgang mit Migranten geht, wenn man den 

Reichtum der Wohlhabenden vor der Armut der Habenichtse schützt.‘“ 

(Undine de Reviere, Mein Huren-Manifest, Inside Sex-Business, S. 58) 

 

„Prostituierte beklagen Desinformation“: „Der Verein „Dona Carmen“ erneuert seine Kritik am 

Prostituiertenschutzgesetz und wirft den Stadträten Stefan Majer (Gesundheit) und Markus Frank 

(Ordnung) vor, Desinformation zu betreiben. Die Dezernenten hatten unlängst erklärt, sie seien 

zufrieden mit der Umsetzung des vor einem Jahr eingeführten Gesetzes…. Die Sexarbeiterinnen 

hätten sich nicht freiwillig registriert, sondern auf Druck der Bordellbetreiber, die um ihre Konzession 

fürchteten. „Die Bordellbetreiber haben damit den auf sie im Kontext der Erlaubnispflicht ausgeübten 

staatlichen Druck kurzerhand an die Frauen durchgereicht“, beklagt „Dona Carmen“. Die 

Stadtverordneten sollten sich von der „vermeintlich positiven Jahresbilanz“ nicht blenden lassen.“ 

(Frankfurter Rundschau, 14.08.2018) 

 

BVerfG zu Prostituiertenschutzgesetz: „Abstrakt, fiktiv und lückenhaft“: „Immerhin deuten die 

Richter an, wo sie Probleme des Gesetzes sehen. Sie weisen ausdrücklich darauf hin, dass nun vorerst 

offenbleibe, ob die Regeln zur behördlichen Überwachung von Bordellen verfassungskonform sind. 

Gemeint ist vor allem das Recht, Bordelle und entsprechende Wohnungen jederzeit zu betreten. 

Dagegen wird die hauptsächlich kritisierte Anmeldepflicht für Prostituierte von den Richtern nicht 

erwähnt. Doña Carmen nannte die Gründe für die Abweisung „nicht nachvollziehbar“ und meinte, die 

Verfassungsrichter hätten „sich einen schlanken Fuß gemacht“. Der Verein werde sich dadurch nicht 

entmutigen lassen. Az.: 1 BvR 1534/17“ (taz, 15.08.2018) 

 

„Keine ausreichende Begründung: BVG weist Beschwerde zu Prostituiertenschutzgesetz 
zurück“: „Mit einer Klage vor dem Bundesverfassungsgericht wollte der Verein "Dona Carmen" das 
Prostituiertenschutzgesetz ausheben. Das ist nun jedoch gescheitert: Das Gericht hat die Beschwer-
de nicht zur Prüfung einer Klage zugelassen… Vom Vorwurf der "stümperhaften Anfängerfehler" 
distanziert sich der Verein in der Pressemeldung jedoch. Man verweist darauf, dass man mit einem 
Rechtsanwalt zusammengearbeitet habe, der auch schon erfolgreich vor dem BVG geklagt hat. 
Zudem hätten die Richter in ihrer Begründung selbst Zweifel geäußert, "ob die in diesen Gesetzes-
paragrafen durch Kontroll- und Überwachungsbehörden zur Disposition gestellte 'Unverletzlichkeit 
der Wohnung' mit den Grundrechten in Einklang zu bringen ist." Der Verein hat angekündigt, weiter 
gegen das Prostituiertenschutzgesetz protestieren zu wollen.“ (www.focus.de, 16.08.2018) 
 

„Prostitution: Ein Beruf wie jeder andere?“: „Das relativ neue Prostituiertenschutzgesetz wirkt als 

„Existenzvernichtungsprogramm“: Diese Position vertritt der Verein Dona Carmen, der sich als 

Selbsthilfeorganisation für Sexarbeiterinnen versteht und „Rechte statt Razzien“ für Prostituierte 

fordert. Nicht ein gutes Haar lässt der Verein am neuen Gesetz: Es schütze Prostituierte mitnichten, 

schimpft Dona Carmen. Der Verein möchte Sexarbeiterinnen rechtlich gleich behandelt sehen mit 

anderen Erwerbstätigen. Stattdessen sähen sich sowohl Prostituierte als auch Betreiber von 

Prostitutionsstätten einer Vielzahl von Repressionen ausgesetzt. Bordelle unterliegen einer 

Erlaubnispflicht, Prostituierte müssen sich anmelden und eine Gesundheitsberatung durchlaufen – 

das und noch einiges mehr sieht das Schutzgesetz vor. Fazit des Vereins Dona Carmen: Das Gesetz 

„zielt auf eine massive Entrechtung von Sexarbeiter/-innen und eine polizeiliche Reglementierung der 

Prostitution wie zu Zeiten des deutschen Kaiserreichs. Nur die Mittel der Überwachung sind 

modernisiert.“ Aus Sicht des Vereins ist Prostitution eine Form der sexuellen Selbstbestimmung, die 

es zu respektieren gelte. Das klingt befremdlich nicht nur für jeden, der sich mit Themen wie 

Zwangsprostitution und Menschenhandel befasst.“ (Waiblinger Kreiszeitung, 11.09.2018) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.donacarmen.de/pressemitteilung-bundesverfassungsgericht-verweigert-pruefung-der-verfassungsbeschwerde-zum-prostituiertenschutzgesetz/
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Gericht=BVerfG&amp;Datum=31.12.2222&amp;Aktenzeichen=1%20BvR%201534%2F17
https://www.focus.de/thema/wohnung/
http://www.focus.de/
https://www.zvw.de/thema/Prostitution
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Tipp für Sexarbeiter/innen: 

 

Lest das Doña-Carmen-Handbuch zum Prostituiertenschutzgesetz! 
 

Wir wissen aus vielen Fällen in unserer Beratung: Immer wieder 

werden Sexarbeiter/innen nicht vollständig und nicht in ihrem 

Interessen von Gesundheits- und Ordnungsbehörden informiert. 

Es kommt nicht selten vor, dass insbesondere migrantische 

Sexarbeiter/innen mit Hurenpass-Eintragungen zu ihrem Nachteil 

abgespeist und abgefertigt werden.  

 

Das muss nicht sein. Es hat noch niemandem geschadet, 

informiert zu sein. Du hast Fragen zur Sexarbeit? Du möchtest 

wissen: Was geht? Und was geht nicht? Du möchtest kurze und 

knappe Antworten? Dann lies das Doña-Carmen-Handbuch. 

Dieses Handbuch hilft dir! Hier findest du das Wichtigste in 

kompakter Form.  

 

 
 ► DEUTSCH:  
 Doña Carmen e.V.: Handbuch für die Alltagspraxis, 266 Fragen und Antworten zum 
 Prostituiertenschutzgesetz [DE]; 12,90 € 

 
 ► SPANISCH:  

 Doña Carmen e.V.: Manual para la práctica diaria, 266 preguntas y respuestas sobre la ley 
 de protección de trabajadores de la prostitución [ES]; 14,90 € 

 

  ► RUMÄNISCH: 

  Doña Carmen e.V.: Manual pentru activităţile de zi cu zi, 266 de întrebări şi răspunsuri legate 

 de reglementare a prostituţiei şi de protejare a prostituatelor [RO]; 14,90 € 
 

  ► ENGLISCH: 

  Doña Carmen e.V.: Handbook for day-to-day use, 266 questions & answers on the German 

 Prostitute Protection Act [EN]; 14,90 € 

 
 Erhältlich bei: Doña Carmen e.V., 069-76752880, donacarmen@t-online.de oder  
 DVS Verlag: Tel. 069 740169,  http://www.dvs-buch.de; Mail: info@dvs-buch.de 

 
 

http://www.dvs-buch.de/
mailto:info@dvs-buch.de
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Unterstützen Sie Doña Carmen mit Ihrer Spende!  
  

Doña Carmen e.V. finanziert sich ausschließlich über Spenden. Wir erhalten keine staatliche Unter-

stützung. Gerade in der sensiblen Frage der Prostitutionspolitik legen wir größten Wert auf 

Unabhängigkeit, um den sozialen und politischen Interessen von Frauen in der Prostitution ungefiltert 

und unbeeinflusst Ausdruck verleihen zu können.  

  

Wir sind dankbar dafür, dass wir in Zeiten großer wirtschaftlicher Unsicherheit und Risiken immer wieder 

auf Menschen treffen, die die Arbeit von Doña Carmen e.V. für unterstützenswert halten. Unser 

finanzielles Budget ist zwar spärlich, reichte aber bislang immer noch, um weiterarbeiten zu können. 

Diese Erfahrung ermutigt uns. Deshalb freuen wir uns über jede Unterstützung.  

 

  
 

Wir möchten an dieser Stelle allen Spenderinnen und Spendern, die unsere Arbeit finanziell 

unterstützen, ein herzliches Dankeschön sagen und hoffen, dass Sie uns weiterhin gewogen bleiben.  

Spenden an Doña Carmen: 

 

Frankfurter Sparkasse 
IBAN: DE68 5005 0201 0000 4661 66 

BIC:  HELADEF 1822 

KONTAKT: 

 

Doña Carmen e.V., Elbestraße 41,  60329 Frankfurt/Main 

Tel/Fax: 069 / 7675 2880 - DonaCarmen@t-online.de - www.donacarmen.de 

 

 

http://www.donacarmen.de/
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Spendenaufruf 
 

‚Prostituiertenschutzgesetz‘ vor den 

Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte! 

 
► Zwangsberatungen, Zwangsregistrierung, Zwangsouting, der Zwang, einen 

Hurenpass mit zu führen, und nicht zuletzt eine veritable Rundum-Überwachung im 

Kontext der Erlaubnispflicht für Prostitutions-Etablissements – all das sind Kern-

elemente des so genannten „Prostituiertenschutzgesetzes“. Demütigung, Schikane 

und Repression kennzeichnen den gegenwärtigen Umgang mit Sexarbeit.  

 

► Die Bundesregierung schätzt die Zahl der Sexarbeiter/innen auf 200.000. Doch 

gerade mal 30.000 von ihnen haben sich bis jetzt zwangsregistrieren lassen. Nicht 

selten unter tätiger Mithilfe von Bordellbetreibern, die man mit dezentem Verweis auf 

die von ihnen angestrebte Betriebsgenehmigung behördlicherseits dazu nötigt. 

Lediglich ein Bruchteil der auf diese Art Zwangsregistrierten hat sich bislang einen 

Hurenpass ausstellen lassen. Von einer angeblichen Akzeptanz des Prostituierten-

schutzgesetzes unter Sexarbeiter/innen kann mithin keine Rede sein. 

 

► Anderthalb Jahre nach seinem Inkrafttreten hat es das Prostituiertenschutzgesetz 

geschafft, über 80 % der Sexarbeiter/innen zu illegalisieren und damit tendenziell zu 

kriminalisieren. Die Schuld daran schiebt man den Betroffenen in die Schuhe. Erst 

jüngst unterstellte die NRW-Landesregierung den Sexarbeiter/innen, sie ließen es 

„darauf ankommen“. Allenthalben stellt man für 2019 verschärfte Kontrollen und 

Sanktionen in Aussicht, um den Betroffenen endgültig das Rückgrat zu brechen. 

 

► Im Juli 2018 hat sich das Karlsruher Bundesverfassungsgericht in erstaunlicher 

Selbstgefälligkeit und unter fadenscheinigen Vorwänden davor gedrückt, die ihm frist-

gerecht vorgelegte und wohl begründete 62-seitige Verfassungsbeschwerde gegen 

das Prostituiertenschutzgesetz zu verhandeln.  

 

Diese selbst verordnete Untätigkeit des obersten deutschen Gerichts zwingt die 

Unterzeichner/innen der Verfassungsbeschwerde zum Gang vor den Europäischen 

Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg. Die Frist dafür läuft am 26. Januar 

2019 ab. Eine sachgerechte Beschwerde schreibt sich nicht von selbst. Die Unter-

zeichner/innen bitten daher dringend um Ihre Unterstützung, um die dafür erforder-

lichen Kosten gemeinsam zu stemmen. 

 

Spenden bitte an: Doña Carmen e.V. 

Frankfurter Sparkasse – IBAN DE44 5005 0201 1245 8863 61 

Bitte unterstützt uns durch Eure Spende! 
 

V.i.S.d.P.: Juanita Henning, c/o Doña Carmen e.V., Tel 069-7675 2880 

Kontakt / Info: donacarmen@t-online.de / www.donacarmen.de 

Doña Carmen e.V. ist gemeinnützig! Spenden sind steuerlich absetzbar! 

 

 

mailto:donacarmen@t-online.de
http://www.donacarmen.de/



